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(Nr. 13713.) Verordnung über die Errichtung von Dienſtſtrafſenaten bei den Oberlandesgerichten. 
Vom 11. März 1932. 


Auf Grund des § 22 Abſ. 2 Satz 2 der Dienſtſtrafordnung für die richterlichen Beamten 
vom 27. Januar 1932 (Geſetzſamml. S. 79) wird folgendes verordnet: 


it 
Dienſtſtrafſenate werden errichtet: : 

beim Kammergericht in Berlin für den Bezirk dieſes Gerichts ſowie der Land⸗ 
gerichte in Meſeritz und Schneidemühl, 
beim Oberlandesgericht in Kaſſel für den Bezirk dieſes Gerichts und des Ober⸗ 
landesgerichts in Frankfurt a. M., 
beim Oberlandesgericht in Königsberg i. Pr. für den Bezirk dieſes Gerichts und 
des Landgerichts in Elbing, 
ſowie bei den Oberlandesgerichten in Breslau, Celle, Düſſeldorf, Hamm, Kiel, Köln, 
Naumburg a. S. und Stettin je für den Bezirk der genannten Gerichte. 


g2. 
Diefe Verordnung tritt am 1. April 1932 in Kraft. 
Berlin, den 11. März 1932. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 


(Nr. 13714.) 1962 zur Ergänzung der Erſten und Zweiten Sparverordnung. Vom 14. März 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 453) und vom 6. Oktober 1931 Drittel Teil Kapitel III § 2 (Reichsgeſetzbl. I S. 537) wird 
folgendes verordnet: i 


Erſter Teil. 
Beſoldungsweſen und Beamtenrecht. 
Kapitel I. 

Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 
Seil: 


(1) Die der Staatsaufſicht unterftehenden Körperſchaften des öffentlichen Rechtes find ver⸗ 
pflichtet, die Dienſtbezüge ihrer Beamten und derjenigen Angeſtellten, deren Bezüge nicht in 
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einem Tarifvertrage geregelt find, jo feſtzuſetzen, daß fie nicht höher liegen als die Dienſtbezüge 
der gleichzubewertenden Staatsbeamten. Die Beſtimmung im § 11 Abſ. 2 Kapitel I des Zweiten 
Teiles der Verordnung des Reichspräſidenten vom 5. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 279) in der 
Faſſung der Verordnung des Reichspräſidenten vom 6. Oktober 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 537) 
wird hierdurch nicht berührt. 

(2) Zu den Dienſtbezügen im Sinne des Abſ. 1 gehören alle Geldbezüge und ſonſtigen 
Bezüge, die die Beamten und Angeſtellten mit Rückſicht auf ihre hauptamtliche und nebenamtliche 
Dienſtleiſtung erhalten, insbeſondere auch Dienſtaufwandgelder, Wirtſchaftsbeihilfen und Anteile 
am Umſatz. Die im § 7 Abſ. 2 Kapitel J des Zweiten Teiles der Verordnung des Reichspräſidenten 
vom 5. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 279) in der Faſſung der Verordnung des Reichspräſidenten 
vom 6. Oktober 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 537) vorgeſehenen Gewinnbeteiligungen fallen nicht 
hierunter. 

(3) Soweit von den zuſtändigen Miniſtern für die Feſtſetzung der Dienſtbezüge Richtlinien 
aufgeſtellt werden, dürfen die in dieſen Richtlinien vorgeſehenen Sätze nicht überſchritten werden. 


§ 2. 

(1) Eine nach § 1 notwendige Neufeſtſetzung der Dienſtbezüge hat durch das für die Feſt⸗ 
ſetzung der Beſoldung der Beamten oder Angeſtellten zuſtändige Organ zu erfolgen. Der zuſtändige 
Miniſter oder die von ihm beauftragte Stelle kann hierfür auch ein anderes Organ der Körperſchaft 
beſtellen. 

(2) Die Neufeſtſetzung hat binnen einer von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmenden Friſt 
zu erfolgen. 


8 3. 


Beſchlüſſe über Anderungen der im § 1 genannten Bezüge bedürfen der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde. 


§ 4. 
Die Aufſichtsbehörde iſt berechtigt und verpflichtet, Beſoldungsregelungen, die den im 8 1 
angegebenen Beſtimmungen nicht entſprechen, zu ändern. 


§ 5. 

(1) Gegen die Anderung einer Beſoldungsregelung durch die Aufſichtsbehörde kann die 
Körperſchaft binnen vier Wochen die Entſcheidung des beim Preußiſchen Oberverwaltungsgericht 
gemäß Artikel VI des Anderungsgeſetzes vom 24. März 1931 (Geſetzſamml. S. 25) nach den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes, betreffend Errichtung eines Landesſchiedsgerichts, vom 24. März 1922 
(Geſetzſamml. S. 76) gebildeten Schiedsgerichts anrufen. 

(2) Die Anrufung des Schiedsgerichts hat keine aufſchiebende Wirkung. 

(3) Der Spruch des Schiedsgerichts ſchafft mit unmittelbarer Wirkung für die Körperſchaft 
Beſoldungsrecht. 


§ 6. 


Soweit Wartegeld, Ruhegehalt, ruhegehaltsähnliche Bezüge und 11 für Hinter⸗ 
bliebene gewährt werden, gelten die vorſtehenden en entſprechend. 


Sr 717980 
Die Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, die ſonſtigen Koſten der Verwaltung einer Körperſchaft 
inſoweit herabzuſetzen, als dies mit den öffentlichen Intereſſen, denen die Körperſchaft dient, zu 
vereinbaren iſt. 
. | 
Die Körperſchaften find verpflichtet, alljährlich einen Haushaltsplan aufzuſtellen und der 
Aufſichtsbehörde vorzulegen. Die Aufſichtsbehörde kann Ausnahmen hiervon zulaſſen. 5 


) 
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§ 9. 
Die Gewährung von Tagegeldern, Fahrkoſten und Umzugsgeldern erfolgt nach einer von 
der Aufſichtsbehörde zu genehmigenden Ordnung. 


§ 10. 
Auf Gemeinden und Gemeindeverbände finden die Vorſchriften dieſes Kapitels keine 
Anwendung. 
§ 11. 
(1) Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Kapitel erläßt der zuſtändige Miniſter, ſoweit 
es ſich um Beſoldungsfragen handelt, im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 
(2) Der zuſtändige Miniſter iſt auch berechtigt, im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter 
een von den Vorſchriften dieſes Kapitels zuzulaſſen. 


Kapitel II. 
Preußiſches Beſoldungsgeſetz. 
§ 17 Abſ. 2 des Geſetzes über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Preußiſches 
Beſoldungsgeſetz) vom 17. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 223) wird wie folgt geändert: 
1. Der erſte Satz wird geſtrichen. 
2. Der letzte Satz erhält folgende Faſſung: 
Die Zahl der in den Vorbereitungsdienſt einzuberufenden Anwärter (Dienſt⸗ 
anfänger) iſt alljährlich von dem zuſtändigen Miniſter im Einvernehmen mit dem 
Finanzminiſter feſtzuſetzen. 


Kapitel III. 
Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetz. 


8 1. 

Das Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen (Volksſchullehrer-Beſoldungsgeſetz)b vom 1. Mai 1928 (Geſetzſamml. S. 125) in der Faſſung 
der Verordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179) und der Verordnung vom 
23. Dezember 1931 (Geſetzſamml. S. 293) wird wie folgt geändert: 

1. § 39 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 

i) die Zahlung der Arbeitgeberanteile an Beiträgen zur Angeſtelltenverſicherung für 
nichtverſicherungsfreie er die gemäß a) ihre Dienſtbezüge aus der Landesſchul⸗ 
kaſſe erhalten. 

2. § 41 erhält folgenden Wortlaut: 

(1) Der Staat zahlt an die Landesſchulkaſſe — mit der aus Abſ. 3 und aus 
§ 42 ſich ergebenden Einſchränkung — 

a) drei Viertel des den endgültig und einſtweilig angeſtellten Lehrern ſowie den 
in freien planmäßigen Schulſtellen auftragsweiſe vollbeſchäftigten Lehrern zu⸗ 
ſtehenden und der Bedarfsberechnung (§ 40) zugrunde gelegten Betrags an 
Grundgehalt oder Grundvergütung (§§ 2 und 20), Stellenzulagen (8 3), 
Wohnungsgeldzuſchuß (SS 10 und 22) und Kinderbeihilfe (§§ 16 und 24), 
einſchließlich des Wertes, mit dem Landnutzung, Naturalleiſtungen oder andere 
Dienſtbezüge ſowie eine Dienſtwohnung dem einzelnen Stelleninhaber auf ſein 
Dienſteinkommen angerechnet werden; 

b) drei Viertel der im laufenden Rechnungsjahr tatſächlich gezahlten Ruhegehälter, 
Wartegelder, Witwen- und Waiſenbezüge, einſchließlich der Kinderbeihilfen und 
der noch gewährten Frauenbeihilfen, aber ausſchließlich der Ruhegehälter für 

die Lehrer, die aus einer Stelle an einer öffentlichen mittleren Schule in den 


126 


ao = 


28 


Preuß. Geſetzſammlung 1932. Nr. 16, ausgegeben am 15. 3. 32. 


Ruheſtand getreten ſind und bis Ende März 1920 ihr Ruhegehalt aus der 
früheren Volksſchullehrer-Ruhegehaltskaſſe bezogen haben; 
e) einen durch den Staatshaushaltsplan feſtzuſetzenden Betrag zu Notſtands⸗ 

beihilfen und Unterſtützungen. 

(2) Außer Betracht bleiben neu errichtete Stellen, bis dieſe durch eine 
beſondere Lehrkraft verſehen werden. 

(3) Von dem nach Abſ. 1 a und b und Abſ. 2 berechneten Staatsbeitrage werden 
11 vom Hundert als Ergänzungszuſchüſſe zur Unterſtützung leiſtungsſchwacher 
Schulverbände zur Verfügung geſtellt; von dieſer Summe ſind 20 vom Hundert 
nach Maßgabe des Mittelſchullehrer-Beſoldungsgeſetzes vom 30. April 1928 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 149) zur Förderung der öffentlichen mittleren Schulen zu verwenden. 


. § 42 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 


Schulkinder, die aus einem Schulverbande (Schulgemeinde) gaſtweiſe der 
Schule eines anderen Schulverbandes (Schulgemeinde) für alle Unterrichtsfächer 
zugewieſen find (§ 5 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28. Juli 1906 — Ge- 
ſetzdaamml. S. 335 — ), werden dem Schulverbande (Schulgemeinde) angerechnet, dem 
ſie an ſich angehören. Hat der Heimatſchulverband ſelbſt keine Volksſchule, ſo 
werden die Gaſtſchulkinder bei dem aufnehmenden Schulverbande mitgezählt. 
Fremdenſchulkinder (§ 6 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes) werden dort gerechnet, 
wo ſie die Schule beſuchen. 


Im 8 42 Abſ. 2 werden die Worte „ein Viertel“ durch die Worte „drei Viertel“ erſetzt. 

Im $ 45 Abſ. 4 a werden die Worte „1,3 Einheiten“ durch die Worte „3,5 Einheiten“ 
erſetzt. ; 

Die SS 46 und 47 fallen weg. 

. 8 48 erhält im Eingang folgende Faſſung: 


(1) Die nach den SS 41, 42 und 45 fälligen Beträge udo. 
wie bisher. ) 
Im Abf. 2 des § 48 werden die Worte „und das Beſchulungsgeld“ geſtrichen. 


§ 2. 


Es treten in Kraft: 


1% 
2. 


1 Ziffer 1 mit Wirkung vom 1. Oktober 1923, 
1 Ziffer 2 bis 7 mit Wirkung vom 1. April 1932. 


§ 3. 


Mit der Ausführung der Vorſchriften dieſes Kapitels werden der Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung und der Finanzminiſter beauftragt. 


Kapitel IV. 
Mittelſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetz. 
§ 1. 


Im Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen nicht- 
ſtaatlichen mittleren Schulen (Mittelſchullehrer-Beſoldungsgeſetz) vom 30. April 1928 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 149) wird hinter § 23 folgender neuer § 23 a eingefügt: 


§ 23 a. 
Der Staat zahlt an die Unterhaltsträger öffentlicher mittlerer Schulen für jedes 


am 1. Mai des Rechnungsjahrs dieſe Schulen beſuchende Kind ein Beſchulungsgeld, 
deſſen Höhe alljährlich von dem Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanz⸗ 
miniſter feſtgeſetzt wird. Der Geſamtbetrag des Beſchulungsgeldes ſoll die Hälfte der 
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für öffentliche mittlere Schulen zur Verfügung geſtellten Staatsmittel (§ 41 Abſ. 3 
des Volksſchullehrer-Beſoldungsgeſetzes vom 1. Mai 1928 — Geſetzſamml. S. 125 — 
in der Faſſung dieſer Verordnung) betragen. Die andere Hälfte dieſer Mittel iſt zur 
Gewährung von Ergänzungszuſchüſſen an leiſtungsſchwache Unterhaltsträger öffentlicher 
mittlerer Schulen beſtimmt. 
§ 2. 
Die Vorſchrift dieſes Kapitels tritt mit Wirkung vom 1. April 1932 in Kraft. 


§ 3. 
Mit der Ausführung der Vorſchrift dieſes Kapitels werden der Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung und der Finanzminiſter beauftragt. 


Kapitel V. 
Nebenvergütungen. 
§ 1. 
Im Zweiten Teile Kapitel III der Sparverordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. 
S. 179) wird § 2 wie folgt geändert: 
1. Es iſt folgender neuer Abſ. 2 einzufügen: 

(2) Ausnahmen von den Beſtimmungen im Abſ. 1 Satz 1 können vom Fach- 
miniſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter zugelaſſen werden auf dem 
Gebiete der wiſſenſchaſtlich-gutachtlichen Tätigkeit, oder wenn die nach Durch— 
führung der Kürzungen verbleibende Vergütung zu dem Aufwand an Zeit und 
Arbeitskraft und der mit der Nebentätigkeit verbundenen Verantwortung offen- 
ſichtlich im Mißverhältnis ſteht. 

2. Der bisherige Abſ. 2 wird Abſ. 3 und erhält folgende Faſſung: 
(3) Abſ. 1 und 2 gelten ſinngemäß uſ ew wie bisher. 


§ 2. 
Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit Wirkung vom 1. April 1932 in Kraft. 


Kapitel VI. 
Beförderungsſperre. 
§ 1. 
Im Zweiten Teile Kapitel VII der Sparverordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. 
S. 179) werden in der Überſchrift die Worte „Beförderungen und“ ſowie der Abſ. 1 geſtrichen. 
Die bisherigen Abſ. 2 und 3 werden Abſ. 1 und 2. 


82. 
Die Vorſchrift dieſes Kapitels tritt mit Wirkung vom 1. April 1932 in Kraft. 


Zweiter Teil. 
Rechts⸗ und Verwaltungspflege. 
Kapitel VII. 
Gebührenabgabe der Notare. 


§ 1. 
Im Fünften Teile der Sparverordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 202) 
wird der § 2 wie folgt geändert: 
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1. Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

(1) Der Anteil der Staatskaſſe beträgt, 

ſoweit die vereinnahmte Vergütung im Einzelfall 50 AM überſteigt, aber nicht mehr 
als 100 RAM beträgt, 5 vom Hundert des 50 AM überſteigenden Betrags, 
mindeſtens aber 1 AM, 

ſoweit fie 100 AM überſteigt, aber nicht mehr als 1000 AM beträgt, außerdem 
10 vom Hundert des 100 A.M überſteigenden Betrags, 3 

ſoweit fie 1000 ‘A.M überfteigt, aber nicht mehr als 3000 ‘AM beträgt, außerdem 
15 vom Hundert des 1000 AM überſteigenden Betrags, 

ſoweit fie 3000 A.M überſteigt, aber nicht mehr als 6000 AM beträgt, außerdem 
20 vom Hundert des 3000 AM überſteigenden Betrags, 

ſoweit fie 6000 A.% überſteigt, aber nicht mehr als 12 000 AM beträgt, außerdem 
25 vom Hundert des 6000 A.M überſteigenden Betrags, 

ſoweit fie 12 000 A.M überfteigt, aber nicht mehr als 20 000 AM beträgt, außerdem 
30 vom Hundert des 12000 AM überſteigenden Betrags, 

ſoweit fie 20 000 RM überfteigt, aber nicht mehr als 50 000 AM beträgt, außerdem 
40 vom Hundert des 20000 AM überjteigenden Betrags, 

ſoweit ſie 50000 AM überjteigt, außerdem 50 vom Hundert des 50 000 AM über- 
ſteigenden Betrags. 


2. Als Abſ. 4 wird angefügt: 
(4) Der Juſtizminiſter iſt ermächtigt, 3 vom Hundert der vereinnahmten 


Gebührenabgaben an die für die Notare beſtehenden Berufs- oder Penſions⸗ 
vereinigungen zu Unterſtützungszwecken zu überweiſen. 


Die Abgabe nach Maßgabe der Vorſchriften dieſes Kapitels iſt von den Vergütungen zu 
entrichten, die dem Notar für die nach dem 31. März 1932 vorgenommenen Notariatsgeſchäfte 
zufließen. Die Beſtimmung des § 1 Ziffer 2 dieſes Kapitels tritt mit dem 1. Oktober 1931 
in Kraft. 


Kapitel VIII. 
Anderung der Schiedsmannsordnung. 
Die Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
3. Dezember 1924 (Geſetzſamml. S. 751) und des Geſetzes über die Zulaſſung der Frauen zum 
Schiedsmannsamt vom 25. November 1926 (Geſetzſamml. S. 307) wird wie folgt geändert: 
Dem § 7 Abſ. 3, § 22 Abſ. 3, § 39 Abſ. 4 und § 50 wird der Satz hinzugefügt: 
Die Entſcheidung des Landgerichtspräſidenten iſt endgültig. 


Kapitel IX. 
Anderung der Hinterlegungsordnung. 


§ 3 Abſ. 3 der Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913 in der Faſſung der Geſetze vom 
8. Juli 1920, 9. Juni 1923 und 4. Januar 1924 (Geſetzſamml. 1913 S. 225, 1920 S. 385, 
1923 S. 277 und 1924 S. 19) wird wie folgt geändert: 


(3) Gegen die auf Beſchwerde ergangenen Entſcheidungen eines Landgerichts⸗ 

präſidenten oder des Präſidenten des Amtsgerichts Berlin-Mitte, welche die Annahme 

zur Hinterlegung oder die Herausgabe hinterlegter rn betreffen, findet eine weitere 
Beſchwerde nicht ſtatt. 
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Kapitel X. 


Vereinfachungen in der Verwaltungspflege. 
§ 1. 


Der Minifter des Innern und der Finanzminiſter werden ermächtigt, die Vorſchriften über 
die Zuſtellungen im Verwaltungsſtreit⸗ und »beſchlußverfahren durch Verordnung zu ändern. 


§ 2. 
Dem § 3 des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren vom 29. September 1923 
(Geſetzſamml. S. 455) wird folgender Abſ. 4 hinzugefügt: 
(4) Es können Gebühren- und Auslagenvorſchüſſe erhoben werden; von ihrer Ent- 
richtung kann die Vornahme einer Amtshandlung abhängig gemacht werden. 


Kapitel XI. 
Schiedsgericht für die Beſoldung der Kommunalbeamten und der Beamten der ſonſtigen 
Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 
Seale 
Der Prafident des Oberverwaltungsgerichts kann zu feinem Vertreter als Vorſitzenden des 
im § 3 Abſ. 2 Kapitel II des Vierten Teiles der Verordnung vom 12. September 1931 (Geſetz⸗ 


ſamml. S. 179) und im Kapitel IS 5 Abſ. 1 dieſer Verordnung bezeichneten Schiedsgerichts auch 
ein früheres, im Ruheſtand befindliches Mitglied des Oberverwaltungsgerichts beſtellen. 


§ 2. 
Die Vorſchrift dieſes Kapitels tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 in Kraft. 


Dritter Teil. 
Vnterrichtsweſen. 
Kapitel XII. 
Pädagogiſche Akademien. 


Im 8 21 der Zweiten Sparverordnung vom 23. Dezember 1931 (Geſetzſamml. S. 293) 
iſt in der letzten Zeile das Wort „neun“ durch das Wort „acht“ zu erſetzen. 


— 


Kapitel XIII. 
Aufhebung ſtaatsaufſichtlicher Rechte. 


§ 1. 
Die dem Fürſt zu Stolberg⸗Stolberg und dem Fürſt zu Stolberg⸗Roßla nach § 26 Abſ. 1 
der Conzeſſionsurkunde für die Grafen zu Stolberg-Stolberg und Stolberg⸗Roßla vom 28. wie 
1836 zuſtehenden ſtaatsaufſichtlichen Rechte werden aufgehoben. 


§ 2. 
Die Vorſchrift dieſes Kapitels tritt am 1. April 1932 in Kraft. 


§ 3. 
Mit der Ausführung der Vorſchrift dieſes Kapitels wird der Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung beauftragt. 
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Kapitel XIV. 
Bedarf der Landesſchulkaſſe. 


§ 1. 

Der Bedarf der Landesſchulkaſſe für das Rechnungsjahr 1931 wird zum 1. Oktober 1931, 
1. Dezember 1931, 1. Januar 1932 und 1. Februar 1932 neu feſtgeſtellt. Die Sätze für den 
Stellenbeitrag der Schulverbände und das ſtaatliche Beſchulungsgeld bleiben jedoch bis zum 
Ende des Rechnungsjahrs unverändert. Soweit der Staat hiernach ſtärker belaſtet wird, als 
wenn die Sätze für Stellenbeitrag und Beſchulungsgeld entſprechend den neuen Bedarfsberech- 
nungen neu feſtgeſetzt würden, werden die Mehrleiſtungen des Staates am Ende des Rechnungs— 
jahrs aus der Landesſchulkaſſe erſtattet. 


§ 2. 
Mit der Ausführung der Vorſchrift dieſes Kapitels werden der Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung und der Finanzminiſter beauftragt. 


Kapitel XV. : 
Veräußerung oder Belajtung von Schulgrundſtücken. 


Wo zur Veräußerung oder Belaſtung von Schulgrundſtücken nach den beſtehenden Geſetzen 
die Genehmigung des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung erforderlich iſt, wird 
dieſer ermächtigt, die Befugnis zur 8 a der Genehmigung nachgeordneten Behörden zu 
übertragen. 


Vierter Teil. 
eligionsgeſellſchaften. 
Kapitel XVI. 


§ 1. 

Als Beihilfen zur Beſoldung und Verſorgung der Pfarrer der evangeliſchen Landeskirchen 
und der katholiſchen Kirche und zur Verſorgung der Hinterbliebenen der Pfarrer der evangeliſchen 
Landeskirchen werden in Abänderung des § 33 Abſ. 1 der Zweiten Sparverordnung vom 
23. Dezember 1931 (Geſetzſamml. S. 293) unter Zugrundelegung der nach den Notverordnungen 
des Reichs vom 1. Dezember 1930, 5. Juni, 6. Oktober und 8. Dezember 1931 zu zahlenden Be⸗ 
züge im Rechnungsjahr 1932 

1. für die evangeliſchen Landeskirchee 2s 32 391360 AM, 

2. für die katholiſche Kirche n . eng. Yu n take Gad. olinG 18,510 420 BM 
aus Staatsmitteln bereitgeſtellt. 


§ 2. 

(1) Die evangeliſchen Kirchenregierungen und die biſchöflichen Behörden können anordnen, 
daß die Kirchenſteuerpflichtigen Vorauszahlungen auf die Kirchenſteuer zu entrichten haben. Die 
Anordnungen bedürfen der Genehmigung des für kirchliche Angelegenheiten zuſtändigen Miniſters 
und ſind nach näherer Beſtimmung desſelben zu veröffentlichen. 

(2) Die Vorauszahlungen ſind bis zum Empfang der Veranlagungsbenachrichtigung über 
die Kirchenſteuer an den in die erſte Hälfte des Rechnungsjahrs fallenden Zahlungsterminen zu 
entrichten und auf die Kirchenſteuer zu verrechnen. Sie betragen unbeſchadet der Beſtimmung 
im Abſ. A Satz 2 je nach der Zahl der Zahlungstermine einen entſprechenden Bruchteil der für 
das vorangegangene Rechnungsjahr veranlagten Kirchenſteuer. 

(3) Auf die Heranziehung zu den Vorauszahlungen finden die Verfahrensvorſchriften der 
kirchlichen und ſtaatlichen Kirchenſteuergeſetze entſprechende Anwendung. 

(4) Der für kirchliche Angelegenheiten zuſtändige Miniſter wird mit der Ausführung dieſer 
Beſtimmungen beauftragt. Er kann nach Benehmen mit den kirchlichen Behörden für einzelne 
Rechnungsjahre die Vorauszahlungen allgemein um einen beſtimmten Hundertſatz herabſetzen. 
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Fünfter Teil. 
Volkswohlfahrt. 


Kapitel XVII. 
Ausführungsverordnung über die Fürſorgepflicht. 


§ 1. 

Die Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 17. April 1924 
(Geſetzſamml. S. 210) in der Faſſung der Verordnungen vom 20. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 557) 
und 28. März 1925 (Geſetzſamml. S. 44), der Geſetze vom 17. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 79), 
29. März 1927 (Geſetzſamml. S. 33) und der Verordnung vom 31. Juli 1931 (Geſetzſamml. S. 137) 
iſt in folgender Faſſung anzuwenden: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Abſ. 2 erhält folgenden Satz 2: 
Das gleiche gilt für Koſten, die einem Landesfürſorgeverband aus einer Unter— 
bringung in einer Familie ſtatt in einer Anſtalt entſtehen. 
b) Es wird folgender Abſ. 3 eingefügt: nach 
(3) Einem Landkreiſe hat 30 vom Hundert der ihm nach Abſ. 2 zur Laft 
fallenden Koſten diejenige Gemeinde zu erſtatten, zu der die die endgültige 
Fürſorgepflicht begründende örtliche Beziehung des Hilfsbedürftigen oder im 
Falle des § 8 der Verordnung über die Fürſorgepflicht feiner unehelichen 
Mutter beſtanden hat. Dies gilt nicht hinſichtlich der für Minderjährige ent— 
ſtandenen Koſten. Soweit in Landesteilen engere Gemeindeverbände 
(rheiniſche und weſtfäliſche Amter und Kirchſpiellandgemeinden in den Kreiſen 
q N Norderdithmarſchen, Süderdithmarſchen und Huſum) vorhanden ſind, treten 
dieſe an die Stelle der Gemeinden. 


c) Abſ. 3 wird Abſ. 4. 
2. 8 8 erhält hinter dem Worte „Koſten“ folgenden Zuſatz „(§S 7 Abſ. 2)“. 


3. An die Stelle des § 14 Abſ. 2 und 3 treten folgende Beſtimmungen: 

(2) Kreisangehörige Gemeinden tragen 30 vom Hundert des in ihnen ent— 
ſtehenden ſachlichen Aufwandes für die dem Landkreis als Bezirksfürſorgeverband 
obliegenden Fürſorgeaufgaben. Das gleiche gilt hinſichtlich der Erſtattungs⸗ 
leiſtungen, zu denen ein Landkreis als Bezirksfürſorgeverband einem anderen 
Fürſorgeverband infolge einer Abſchiebung (§ 17 der Verordnung über die Fürſorge⸗ 
pflicht) verpflichtet iſt, zu Laſten derjenigen Gemeinde, deren pflichtwidriges oder 
gegen Treu und Glauben verſtoßendes Verhalten in einer rechtskräftigen Ent- 
ſcheidung zwiſchen den Fürſorgeverbänden feſtgeſtellt iſt oder die ihre Verpflichtung 
als Folge eines ſolchen Verhaltens anerkannt hat. Wird ein Hilfsbedürftiger im 
Wege der Fürſorge in einer Anſtalt oder in Pflege untergebracht, ſo gilt der Auf⸗ 
wand als in der Gemeinde entſtanden, aus der die Unterbringung erfolgt iſt. 
Entſprechendes gilt, wenn ein Hilfsbedürftiger innerhalb des Landkreiſes ab- 
geſchoben worden iſt. Soweit in Landesteilen engere Gemeindeverbände ($ 7 Abſ. 3 
Satz 3) vorhanden ſind, treten dieſe an die Stelle der Gemeinden, und zwar 
auch in Fällen, in denen das die Abſchiebung darſtellende Verhalten von einer ihnen 
angehörenden Gemeinde zu vertreten iſt. 


(3) Vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung gebühren Beträge, die zum Er⸗ 
ſatz der Koſten der Fürſorge des Einzelfalls, insbeſondere von anderen Fürſorge⸗ 
verbänden, eingehen, zu ſieben Zehnteln dem Bezirksfürſorgeverbande, zu drei 
Zehnteln der kreisangehörigen Gemeinde (dem engeren Gemeindeverbande), die nach 
Abſ. 2 30 vom Hundert des Fürſorgeaufwandes trägt. 
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(4) Soweit kreisangehörige Gemeinden (engere Gemeindeverbände) den in ihnen 
entſtehenden Aufwand nicht ſelbſt zu tragen haben, hat ihnen der Bezirksfürſorge⸗ 
verband erforderlichenfalls angemeſſene Vorſchüſſe zu gewähren. 

(5) Zwiſchen dem Bezirksfürſorgeverband und den kreisangehörigen Gemeinden 
(engeren Gemeindeverbänden) hat über die gegenſeitigen Verpflichtungen und 
Leiſtungen einſchließlich derjenigen nach § 7 Abſ. 3 eine Abrechnung, und zwar 
vorbehaltlich eines anderweitigen Beſchluſſes des Kreisausſchuſſes vierteljährlich, 
mindeſtens aber für jedes Rechnungsjahr, zu erfolgen. 

(6) Bei Streit über Art und Höhe der Vorſchußleiſtung oder die Erſatzleiſtung 
aus der Abrechnung beſchließt auf den Antrag eines Beteiligten der Bezirksausſchuß. 
Gegenüber einem vom Bezirksfürſorgeverband in Rechnung geſtellten Aufwand iſt 
der Einwand, daß eine andere Gemeinde oder ein anderer engerer Gemeindeverband 
ihn zu tragen hat, unzuläſſig. 


4. § 15 Abi. 4 erhält folgende Faſſung: 


(4) Die Verantwortung des Landkreiſes für die Erfüllung der Fürſorge⸗ 
aufgaben wird durch die Übertragung der Durchführung nicht berührt. 


5. § 16 Abſ. 3 wird geſtrichen. 
6. § 20 Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 


(4) Beruht eine angefochtene Entſcheidung kreisangehöriger Gemeinden oder 
engerer Gemeindeverbände auf einer Weiſung des Kreisausſchuſſes, ſo haben ſie den 
Einſpruch dem zuſtändigen Organe des Bezirksfürſorgeverbandes vorzulegen. Das 
gleiche gilt hinſichtlich ihrer ſonſtigen Verfügungen, wenn ſie dem Einſpruche nicht 
ſtattgeben wollen, ſofern es ſich nicht um eine Stadt von mehr als 10 000 Ein⸗ 
wohnern oder in der Provinz Hannover um eine der ſelbſtändigen Städte (8 27 
Abſ. 1 der Kreisordnung für die Provinz Hannover) handelt. 


§ 2 


Der Minifter für Volkswohlfahrt wird ermächtigt, den Wortlaut der Ausführungsverord- 


nung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht, wie er nach den noch fortgeltenden Ergänzungs⸗ und 
Abänderungsvorſchriften und nach den Vorſchriften dieſes Kapitels anzuwenden iſt, unter Weg⸗ 
laſſung überholter Vorſchriften bekanntzumachen. Hierbei kann er an dem Wortlaute der Ver⸗ 
ordnung, ohne den Inhalt zu ändern, die ſich aus der Weglaſſung überholter Vorſchriften 
ergebenden Anderungen vornehmen. 


8 3. 


Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit Wirkung vom 1. April 1932 in Kraft. 


Sechſter Teil. 
Steuern. 


Kapitel XVIII. 
Vorläufige Steuer vom Grundvermögen. 


Das Geſetz über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 14. Fe⸗ 


bruar 1923 (Geſetzſamml. S. 29) in der Faſſung der Verordnung vom 22. Oktober 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 478) wird wie folgt geändert: 


1. § 13 Abſ. 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 


Sie iſt an den Vorſtand der Gemeinde (Gutsbezirk), in der das Grundſtück gelegen 
iſt, unaufgefordert zu entrichten, ſofern der Finanzminiſter nicht allgemein oder im 
Einzelfall eine andere Hebeſtelle beſtimmt. 
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2. Im § 13 Ab. 2 ift folgender Satz 2 zuzufügen: 
Die Übertragung kann widerrufen werden. 


Siebenter Teil. 
Schlußbeſtimmungen. 
(1) Dieſe Verordnung tritt, ſoweit in den einzelnen Vorſchriften nichts anderes beſtimmt iſt, 
mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
(2) Die Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen die zuſtändigen Miniſter, und zwar, ſoweit vor- 
ſtehend beſtimmt, unter Beteiligung des Finanzminiſters. 


Berlin, den 14. März 1932. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Hirtſiefer. Steiger. 
Schreiber. Schmidt. Grimme. Klepper. 
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